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Drucksache 1987 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 21. Dezember 1955 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß das 

Gesetz über den Einfluß von Eignungsübun- 
gen der Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse der 
Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf 
Beamtenverhältnisse (Eignungsübungsgesetz) 

- Drucksachen 1951, 1591 - 

nach Ansicht des Bundesrates seiner Zustimmung bedarf. 

Der Bundesrat hat in seiner 151. Sitzung am 21. Dezember 1955 
beschlossen, dem vom Deutschen Bundestage am 15. Dezember 1955 
verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
zuzustimmen. 

Ferner hat der Bundesrat folgende Entschließung gefaßt: 

„Der Bundesrat glaubt unter grundsätzlicher Aufrechterhaltung 
seiner im ersten Durchgang erhobenen verfassungsrechtlichen Be- 
denken seine Zustimmung zu dem Gesetz nicht versagen zu sollen. 
Die von ihm als Voraussetzung geforderten Ergänzungen des 
Grundgesetzes haben in den Ausschüssen des Bundestages bereits 
greifbare Gestalt angenommen und werden im Februar 1956 vom 
Bundestag verabschiedet werden. In der Zwischenzeit wird nach den 
Erklärungen der Bundesregierung das Eignungsübungsgesetz nur in 
sehr wenigen Fällen zur Anwendung kommen, da das Soldaten- 
gesetz erst nach den Grundgesetzänderungen verabschiedet wird 
und das vorliegende Gesetz somit bis dahin nur im Rahmen des 
Freiwilligengesetzes Anwendung finden kann. Hinzu kommt, daß 
das Gesetz an die Stelle des § 3 des Freiwilligengesetzes tritt, gegen 
das der Bundesrat ebenfalls unter Zurückstellung seiner grundsätz- 
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liehen Bedenken keine Einwendungen erhoben hat. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verbessert die Sicherung des Arbeitsplatzes der frei- 
willigen Soldaten für die Dauer der Eignungsübung; sein baldiges 
Inkrafttreten erscheint daher insbesondere aus sozialen Gründen 
erwünscht.“ 


gez. von Hassel 


Bonn, den 21. Dezember 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. Dezember 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


von Hassel 



